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geben die Chats Raum für den spontanen Austausch der Schüler 
und für die Befragung von Experten. Das Verfassen der Beiträge 
gehört mit zu den zentralen Aufgaben aller Schülerinnen und 
Schüler. Antworten sollten hierbei in einem vorher festgelegten 
Zeitrahmen stattfinden und begleitet werden.
Neben diesem strukturierten Austausch in den Foren geben die 
Chats den Schüler Raum für spontane Begegnungen. Chats gehö-
ren inzwischen zum Alltag vieler Schüler. Soll ein Chat gezielt als 
Medium für den Austausch mit einem Experten genutzt werden, 
so ist es allerdings sinnvoll, eine Moderation festzulegen und 
diese in die Hände der Schüler zu legen und damit klare Rollen 
und Aufgaben zu verteilen. Unsicherheiten oder Missstimmungen 
der Teilnehmenden können außerdem in einem persönlichen 
Meta-Kommunikations-Chat rechtzeitig erkannt und eventuell 
moderiert werden. Diese Projekte der LpB dauern in der Regel 4 
Wochen und sind bei der Durchführung ganz eng an die verein-
barte Ablaufsstruktur gebunden. Nur so können die Lehrenden 
gezielt den Unterricht in der Klasse mit der Kommunikation und 
Kooperation mit der Partnerklasse im Internet verbinden. Erfah-
rungsgemäß steht nämlich den Schulklassen im Fachunterricht 
nicht viel Zeit zur Verfügung, es sei denn, es besteht die Möglich-
keit die Zusammenarbeit fächerübergreifend umzusetzen.
Bei der Zusammenarbeit der Schulklassen sowie der Diskussion 
politischer Themen muss in der Regel auf die große Heterogeni-
tät der Schulklassen sowie der Vorinformationen besondere 
Rücksicht genommen werden. Befragungen übers Internet kön-
nen hier die Kommunikation enorm erleichtern, während die tie-
fer gehende Analyse erst danach im Unterricht erfolgt. Erschwe-
rend tritt noch hinzu, dass schulische Diskussionsmöglichkeiten, 

wie es in Deutschland z. B. der Gemeinschaftskundeunterricht 
darstellen kann, längst nicht in allen Mitgliedstaaten existieren. 
Hier kann die Diskussion z. B. im Fremdsprachen- oder Ge-
schichtsunterricht erfolgen. Nahezu alle bisherigen Erfahrungen 
von virtuellen Lernplanformen mit interkultureller Begegnung 
von Schulklassen wurden aber von den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern als große Bereicherung erlebt und bewertet.

(2) »Gib Europa (D)eine Stimme!« – Jungwähler-
forum zur Europawahl 2009

Die Stärkung der Wahlbeteilung der Jungwähler bei der kommen-
den Europawahl ist das Ziel des Projekts »Gib Europa (D)eine 
Stimme! – Junge Bürgerinnen und Bürger diskutieren mit!«, das 
die Regionalvertretung der Europäischen Kommission in Mün-
chen zusammen mit der Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg, der Bayerischen Landeszentrale für politi-
sche Bildungsarbeit sowie den Jungen Europäern in Bayern und 
Baden-Württemberg durchführt.
Das Projekt startete mit einer Auftaktveranstaltung vom 20. bis 
zum 22. März 2009 mit 110 Jugendlichen aus Baden-Württemberg 
und Bayern in Ulm und wird dann anschließend virtuell über ein 
Internetforum (| Abb. 4 |) sowie ein Weblog in der Lernumgebung 
der Landeszentrale Baden-Württemberg bis zum Dezember 2009 
fortgeführt. Die teilnehmenden Jungwähler stellten bei der Kick-
Off-Veranstaltung in Ulm Forderungen zu verschiedenen Themen 
europäischer Politik wie zum Beispiel »Europa in der Welt«, »Glo-

balisierung«, »Jugend« oder »Europa und die 
Bürger« auf und werden in den nächsten Wo-
chen und Monaten mit Kandidaten zur Euro-
pawahl 2009 darüber diskutieren. 
Anschließend wird der Dialog zwischen den 
Jungwählern und den dann gewählten Euro-
paabgeordneten über das Internetforum 
und das Weblog unter Anleitung und Betreu-
ung des »Juniorteams Europa« der LpB Ba-
den-Württemberg fortgesetzt. 
In einem Forum werden die jungen Bürgerin-
nen und Bürger sowohl ihre Auseinanderset-
zung mit den Themen vertiefen, als auch die 
Arbeit der Abgeordneten begleiten und 
dabei beobachten, welche Gestalt ihre For-
derungen bei der Arbeit der Parlamentarier 
annehmen. Neben der themenorientierten 
Arbeit in den Foren werden die Jugendlichen 
über ein Weblog mit ihren Gedanken und 
Forderungen an die Öffentlichkeit treten und 
die Diskussion mit weiteren Jugendlichen su-
chen.

Abb. 5 Einführung in das Projekts »Europa begegnen – Europa wählen« durch 
die Fachreferentin der LpB Susanne Meir, links daneben der stellvertretende Lei-
ter des Europareferats des Ministeriums für Jugend, Kultus und Sport in Baden-
Württemberg Ministerialrat Johannes Nuding und seine Mitarbeiterin Marion 
Neugebauer. © Susanne Meir

Abb. 3 »Europa begegnen – Europa wählen« – Lehrerinnen und Lehrer aus 
acht EU-Mitgliedstaaten zum Auftakttreffen des Internetprojekts in Bad Urach.
 © Susanne Meir

Abb. 4 Jungwählerforum »Gib Europa (D)eine Stimme!« © www.jugendforum-europawahl.de
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4.  Jugendparlamentsbewegungen 
am Oberrhein und in der Alpenregion

DETLEV HOFFMANN

chen. Als Beispiel für dieses Ziel seien zwei Jugendparlaments-In-
itiativen vorgestellt, die von ihrem Ansatz her regionale und 
gleichzeitig grenzüberschreitende Probleme erörtern.

Jugendparlament Oberrhein (Parlement des Jeunes 
du Rhin supérieur): Das JPO 

Das Jugendparlament Oberrhein (www.jpo-eu.org) wurde im Jahre 
1999 auf Initiative eines ehemaligen Europaabgeordneten von 
Schülern und Studenten aus Südbaden, dem Elsass und der Nord-
westschweiz gegründet. Es bietet eine permanente Plattform für 
Diskussionen und Resolutionen zu grenzüberschreitenden Euro-
pathemen in der Region durch jährlich mindestens eine Konfe-
renz. Die Organisation und inhaltliche Vorbereitung der Konfe-
renzen wird federführend von Jugendlichen selbst getragen. Ziel 
dieser Treffen ist die Stärkung eines grundlegenden Europabe-
wusstseins bei den Jugendlichen, unterstützt durch die Möglich-
keit, in parlamentarischen Formen der Debatte und Entschei-
dungsfindung und durch Diskussion mit Europa-abgeordneten, 
anderen Volksvertretern und Behörden eigenen Standpunkten 
mehr Gehör zu verschaffen. 
Die Themen dieser Konferenzen (durchschnittlich 60 Teilnehmer) 
werden von den Jugendlichen, die die Konferenzen vorbereiten, 
selbst gewählt. Deshalb beziehen sich die Schwerpunkte nicht 
nur auf regionsspezifische, sondern auf die jeweils für die Organi-
satoren aktuellen und interessanten Probleme europäischer Poli-
tik. Allerdings bemühen sich alle Beteiligten dabei, die regionale 
Perspektive nicht aus den Augen zu verlieren; oder sie legen den 
Fokus auf die grenzüberschreitenden Auswirkungen in der Re-
gion. Auf diese Weise versucht diese Initiative den Jugendlichen 
vermeintlich ferne Europapolitik auch räumlich näherzubringen. 

Wenn über Beteiligungsformen Jugendlicher an politi- 
schen Prozessen diskutiert wird, denkt man nicht zu-

letzt an »Jugendparlamente« (Markus Ottersbach 2001, Bur-
dewick 2003, 27 ff). Sie werden als didaktisch wertvolles Sze-
nario und sinnvolle Alternative zu den gängigen Planspielen 
geschätzt, weil die Teilnehmer ihre persönlichen Anliegen for-
mulieren und gleichzeitig parlamentarische Abläufe kennen 
lernen. Allerdings gibt es weder eine gültige Definition für 
»Jugendparlamente«, noch existiert ein allgemein anerkann-
tes Jugendparlaments-Konzept. Auch die Bezeichnungen fol-
gen keinem einheitlichen Schema: was hier »Jugendparla-
ment« heißt, wird dort »Jugendrat«, »Jugendbeirat« oder 
»Jugendgemeinderat » genannt. In der Form sind sie jedoch 
von sogenannten »Jugendforen« zu unterscheiden, da letzte-
ren in der Regel das formale Design parlamentarischer Debat-
ten fehlt. Der Streit darüber, ob Jugendparlamente eine nicht 
jugendgerechte Kopie von Erwachsenenstrukturen oder ge-
rade das richtige Instrument sind, um kontinuierlich und 
ernsthaft zu arbeiten (Burdewick 2003, 177 ff), kann hier im 
einzelnen nicht erörtert werden. Jugendparlamente sind je-
denfalls in großer Zahl auf kommunaler Ebene angesiedelt 
und dort sehr erfolgreich. In Baden-Württemberg konstitu-
ierte sich der erste Jugendgemeinderat in Weingarten im Jahre 
1985, seither existieren 89 solcher Einrichtungen in Baden-
Württemberg und ca. 300 in der Bundesrepublik Deutschland.

Europäische Politik wird handlungsorientiert oft in Simulations-
spielen diskutiert. Entsprechende Planspiele bietet z. B. die 
Forschungs gruppe Jugend und Europa (FGJE) im Centrum für an-
gewandte Politikforschung an (www.cap-lmu.de/fgje). Solche Aktivi-
täten finden auch in zahlreichen europäischen Ländern statt, 
hängen aber sehr stark von der Initiative einzelner Schulen oder 
der Unterstützung offizieller Institutionen und finanzkräftiger 
Sponsoren ab. Als europaweiter Organisator von Jugendparla-
menten hat sich das European Youth Parliament (EYP) etabliert. 
Der Ansatz dieser Initiative geht über die Planspielszenarien hin-
aus, indem die Jugendlichen eigene Gesetzesentwürfe erarbeiten 
und Reaktionen der offiziellen Organe erwarten können. Natio-
nale Komitees (z. B. Europäisches Jugendparlament in Deutsch-
land e. V.) wählen jeweils die Delegationen aus, die das Land auf 
den Internationalen Sitzungen des EYP vertreten. Zu der Auswahl-
sitzung des deutschen Komitees werden zwölf Schulen der gym-
nasialen Oberstufe mit jeweils acht Schülerinnen/Schülern aus 
dem ganzen Bundesgebiet eingeladen, die sich für die Teilnahme 
über ein Auswahlverfahren qualifiziert haben: Im Team verfassen 
sie zu einem vorgegebenen Thema eine Resolution. Eine unab-
hängige Jury bewertet die Beiträge und wählt zwölf Schulen aus, 
die zur nationalen Auswahlsitzung eingeladen werden. Gute 
Fremdsprachenkenntnisse werden selbstverständlich vorausge-
setzt. Diese Bedingungen sorgen dafür, dass lediglich eine posi-
tive Auslese von bereits politisch interessierten Jugendlichen an 
solchen Veranstaltungen teilnimmt. Die ganze Struktur des EYP 
ist daher nicht dafür geeignet, bei Jugendlichen Interesse für eu-
ropäische Politik zu wecken. 
Wer bei Jugendlichen also Neugierde auf die politische Dimen-
sion und Interesse an Partizipationsmöglichkeiten wecken will, 
muss andere Wege gehen als das EYP, muss vor allem Brücken 
zwischen der unmittelbaren Lebenswelt der Jugendlichen und der 
vermeintlichen fernen und anonymen Brüsseler Bürokratie su-

Abb. 1 Abstimmung des Jugendparlaments Oberrhein in Breisach, 16. Juli 2006
 © Detlev Hoffmann
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Konferenzen der letzten Jahre

(1) Drogenpolitik im Dreiland (Drogues et problèmes liés aux 
drogues dans la région du Rhin supérieur), Freiburg, 21./ 
22. Juni 2003

(2) Die Europäische Verfassung – Fit für Europa? (La Constitution 
européenne – Prêt pour l’Europe?), Mulhouse, 6./7. Februar 
2004

(3) EU mit der Türkei – Warum nicht? (L’Union Européenne avec la 
Turquie – pourquoi pas ?), Strasbourg 29./30. Oktober 2004 

(4) Terrorismusbekämpfung – Europa auf dem Weg in einen Poli-
zeistaat? (La lutte contre le terrorisme – l’Europe dans la voie 
d’un Etat policier?), Breisach, 15./16. Juli 2005

(5) Hört Europa bei der Bildung auf? Warum keine Europäischen 
Schüler? (L’Europe se finit-elle par l’éducation? Pourquoi pas 
des èléves européens ?), Mulhouse, 24./25. November 2006

(6) 2020 – Geht dem Rhein das Wasser aus? – Unser Beitrag zum 
Klimawandel (2020 – N’aura-t-il plus d’eau dans le Rhin? Notre 
contribution au changement climatique) 

Freiburg, 23./24 November 2007 
Wie bei allen diesen Veranstaltungen üben die Kontaktmöglich-
keiten und die Begegnungen mit Jugendlichen aus einem ande-
ren Kulturkreis eine hohe Attraktivität aus. Dass man auch noch 
in einer anderen Sprache sich über eigene Problemlösungsansät-
zen regional- und europapolitisch austauschen kann und muss, 
wirkt zugleich anziehend wie abstoßend, abhängig davon, wie 
groß die sprachlichen Barrieren wahrgenommen werden (vgl. 
Grafik …) Trotz mehrerer Auszeichnungen für diese Initiative 
(z. B.: Freiburger Bürgerpreis Juli 2006, Preis des Jugendprojekt-
fonds der Deutsch-französisch-schweizerischen Oberrheinkonfe-
renz Mai 2007) verlangt der Anspruch der Kontinuität den Organi-
satoren große Anstrengungen bei der Werbung für die 
Veranstaltungen und der Suche nach Sponsoren ab. Um jede 
neue Veranstaltung muss also erneut gekämpft werden.

Jugendparlament zur Alpenkonvention (Youth Par-
liament of the Alpine Convention): Das YPAC

Was kontinuierliche Unterstützung betrifft, so hat das Jugend-
parlament zur Alpenkonvention (www.jugendparlament.tsn.at) durch 
die Zusammenarbeit mit dem Ständigen Sekretariat der Alpen-
konvention keine Probleme. Im Jahr 2006 gegründet, will diese 
Initiative 16–19-jährigen Jugendlichen aus den Mitgliedsstaaten 
der Alpenkonvention die Möglichkeit zum Meinungsaustausch 
geben, und ihnen ein Forum bieten an Lösungsansätzen für Prob-
leme der Bergregionen mit zu arbeiten. Den regionalen Fokus 
teilt diese Initiative mit dem JPO. Das organisatorische Rückgrat 
bieten allerdings Lehrkräfte an den Schulen der beteiligten Län-
der: Gymnasien in Innsbruck (Initiator), aus Rosenheim und Sont-
hofen, Maribor, die Kantonsschule von Trogen und Gymnasien 
aus Vaduz und Grenoble schicken regelmäßig Delegierte zu den 
Veranstaltungen. Dadurch ist die Kontinuität und Qualität gesi-
chert, Unterstützung kommt von vielen offiziellen Stellen. Das 
tut, wie die Berichte der Teilnehmer zeigen, der Spontaneität und 
dem Erlebniswert keinen Abbruch. Die Problembereiche haben 
sowohl regionale als auch thematisch
Allen diesen Partizipationsformen ist gemeinsam, dass sie die 
Teilnehmer sicher für Europapolitik motivieren, aber trotz des un-
gewöhnlichen großen Aufwand nur eine verschwindend geringe 
Zahl von Jugendlichen erreichen

Literaturhinweise
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Hafenegger, Benno (2005): Kinder- und Jugendpartizipation im Spannungsfeld von 
Interessen und Akteuren, Opladen 2005

Ottersbach, Markus (2001): Kinder- und Jugendforen als Beispiele neuer Formen der 
politischen Öffentlichkeit, APuZ, 44,

Internethinweise

www.eyp.de (Europäisches Jugendparlament)

www.juparl.de (Deutsche Jugendparlamentsbewegung)

Abb. 3 Ankündigungsplakat Freiburg 24. November 2007 © Detlev Hoffmann

Abb. 2 Erstes Resümee der Tagung im November 2007 © Detlev Hoffmann

Klimakonferenz in Freiburg: Bilanz der Schüler aus Frankreich

Das Jugendparlament am Oberrhein, Freiburg
* Positive und negative Aspekt dieser Konferenz:

Positiv Negativ

– über interessante Themen de-
battieren

– vieles lernen
– Ideen austauschen
– Deutsch sprechen
– gute Organisation Verpfle-

gung
– die Motivierung, die lebhaften 

Organisatoren, die Umgebung 
des Parlamentes, aber auch 
die Umgebung der Gruppe des 
Gymnasiums

– direkte Übersetzung ins Fran-
zösische

– wir konnten auch unsere Kom-
petenzen auf Deutsch aus-
üben bei dieser Gelegenheiten

– zu lange Plenumsitzungen 
(mit Europaabgeordneten am 
ersten Tag und das Abstim-
men am zweiten Tag = lang-
weilig, zu wenig Abwechslung. 
Es war nicht immer gut sich zu 
konzentrieren

– die deutschen Schüler haben 
vertieftere Ideen als die Fran-
zösischen; die Deutschen 
waren dynamischer, engagier-
ter

– Klimawandel schein kein 
wichtiges Thema zu sein = 
daher wenige französische 
Ideen

– die Franzosen haben sich 
mehr Mühe gegeben, Deutsch 
zu sprechen, aber die Deut-
schen nicht so
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5.  Mit »Bologna« zu einem 
Europäischen Hochschulraum? 

MARTIN GROSSE HÜTTMANN

politik, sind die Kompetenzen der Europäischen Union in der Ge-
setzgebung noch sehr begrenzt. Hier kann die EU oder die Euro-
päische Kommission als eine Art »Regierung der EU« nicht durch 
konkrete Gesetze und Vorgaben Einfluss auf die Politik in den 
Mitgliedstaaten nehmen, sondern nur durch so genannte »wei-
che Formen« der politischen Steuerung (soft governance). Diese 
Form der politischen Einflussnahme gründet auf finanziellen An-
reizen und der Idee, dass Modelle, Lösungsvorschläge und Erfah-
rungen, die in anderen europäischen Staaten gemacht worden 
sind, als »bewährte Praxis« (best practice) europaweit übernom-
men werden können. Diese Form der »soft governance« ist häufig 
nicht weniger erfolgreich als der Einsatz von ›harten‹ gesetzlichen 
Vorgaben, die den EU-Staaten jeglichen eigenständigen Hand-
lungsspielraum nehmen (vgl. Bartsch 2008).

Studieren ohne Grenzen: Ziele und Instrumente des 
»Bologna-Prozesses«

Seit jeher gibt es Probleme bei der Anerkennung von Studienleis-
tungen, die ein Student oder eine Studentin im europäischen Aus-
land erbracht hat. Kommt ein Student zum Beispiel von einem 
Aufenthalt in Paris an seine Heimatuniversität in Stuttgart zu-
rück, muss der dortige Studienberater beurteilen, ob die in Paris 
besuchte Vorlesung in den Stuttgarter Studienplan ›passt‹. Wenn 
eine Zuordnung – aus welchen Gründen auch immer – nicht mög-
lich ist, hat der Studierende trotzdem für sein Fach viel gelernt 
und darüber hinaus seine Sprachkenntnisse verbessert, der Auf-
enthalt in der französischen Hauptstadt brachte unter dem Ge-
sichtspunkt eines schnellen Studierens jedoch einen Zeitverlust 
mit sich. Solche Schwierigkeiten tauchen freilich auch bei einem 
Universitätswechsel innerhalb Deutschlands immer wieder auf. 
Der deutsche Bildungsföderalismus, der den einzelnen Bundes-
ländern ein hohes Maß an Eigenständigkeit gibt, und den Univer-
sitäten in den Details der Studienprogramme Freiräume bei der 
Ausgestaltung gibt, führen in den einzelnen Studienfächern zu 
Unterschieden im Ablauf und in den Einzelheiten des Studienpro-

Der Bologna-Prozess hat europaweit tief greifende Ver- 
änderungen und Reformen der Hochschullandschaft an-

gestoßen. Das Ziel dieses im Juni 1999 in der italienischen 
Stadt Bologna auf den Weg gebrachten Reformprozesses ist 
die Errichtung eines gemeinsamen »Europäischen Hochschul-
raumes« bis zum Jahre 2010. Dies führt in Deutschland und in 
anderen europäischen Staaten zu einer »Europäisierung« der 
Hochschul- und Bildungspolitik, die die nationalen Reformde-
batten aufgebrochen und Innovationen über den Umweg Eu-
ropa erst möglich gemacht hat. Die angepeilte Errichtung 
eines gemeinsamen »Europäischen Hochschulraumes« ge-
lingt – trotz mancher Widerstände – deshalb, weil die beteilig-
ten europäischen Staaten die Umsetzung der Zielvorgaben 
nicht durch Gesetze und rigide Vorgaben zu erreichen suchen, 
sondern durch politische Ziele, auf die sich die Unterzeichner-
staaten verständigt haben und die sie dann »freiwillig« um-
setzen. Der Bologna-Prozess ist keine Initiative der Europäi-
schen Union; die EU-Kommission hat sich erst später und 
dann aber mit Erfolg als wichtiger Organisator und Ideenge-
ber eingebracht. »Bologna« steht jedoch in der Tradition an-
derer bildungspolitischer Programme der Europäischen 
Union, etwa des seit Mitte der 1980er-Jahre laufenden 
»Erasmus«-Programms zur Förderung des Studentenaustau-
sches. Eine immer konkreter werdende »europäische« Bil-
dungspolitik – beschlossen auf internationalen Konferenzen 
von nationalen Regierungsvertretern – gibt dabei den Takt vor 
und liefert die Ideen und Leitbilder für die nationalen, durch-
aus variierenden Reformprozesse. Die Europäisierung und In-
ternationalisierung einer einstmals stark national und regio-
nal geprägten Bildungspolitik scheint der notwendige Schritt 
zu sein, um die nationalen Bildungssysteme für einen europä-
ischen und internationalen Arbeitsmarkt »fit« zu machen.

Im Jahre 1119 wurde in Bologna die erste europäische Universität 
gegründet, was damit gewissermaßen den Grundstein für den 
europäischen Bildungs- und Wissensraum legte. Mit der italieni-
schen Stadt Bologna verbindet sich aber auch die jüngste Reform 
der europäischen Hochschullandschaft. Dieser 1999 angesto-
ßene Prozess und die damit verbundene Angleichung und Har-
monisierung der historisch ganz unterschiedlich gewachsenen 
Hochschullandschaften in Europa ist weit reichender und tief 
greifender als die bislang national ausgerichteten Reforman-
läufe, die häufig an bürokratischen Hürden und politischen 
Wider ständen scheiterten. Durch zahlreiche, bereits seit den 
1980er-Jahren laufende bildungspolitische Programme der EU 
wird die »Europäisierung« und eine Neudefinition der Bildung als 
Standortfaktor in einem globalen Wettbewerb und in einer »Wis-
sensgesellschaft« vorangetrieben (| M 3 |; vgl. Blanke 2007). Diese 
Umorientierung steht im Kontext der sogenannten Lissabon-
Strategie, auf die sich der EU-Gipfel in Lissabon im März 2000 ver-
ständigt hat. Die europäischen Staats- und Regierungschefs 
haben dort das Ziel formuliert, die EU bis 2010 zum »wettbe-
werbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirt-
schaftsraum der Welt« zu entwickeln.
In der Politikwissenschaft steht »Europäisierung« für Veränderun-
gen und Reformen in den europäischen Staaten, die mittelbar 
oder unmittelbar auf den Einfluss und die politischen Vorgaben 
der Europäischen Union zurückgehen. In manchen Politikfeldern, 
wie etwa der Sozialpolitik oder auch in der Jugend- und Bildungs-

Abb. 1 In den praxisorientierten neuen Bachelorstudiengängen sollen Studen-
ten häufig im Team an Projekten arbeiten. Ob Bachelor und Master auch wirklich 
ein vollwertiger Ersatz für den bisherigen Diplom- und den Magisterabschluss 
sind, wird sich noch zeigen müssen. © Jens Schierenbeck, picture alliance, dpa
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gramms in Berlin, Dresden 
oder Konstanz. Der Preis, den 
die Studierenden mitunter zu 
zahlen haben, ist, dass beim 
Wechsel von einer deutschen 
Universität zu einer anderen 
die Programme und Studien-
inhalte nicht perfekt zusam-
menpassen. Beim internatio-
nalen Austausch sind die 
Schwierigkeiten unter Um-
ständen noch größer.
Da immer mehr junge Euro-
päer mobiler sind und nach 
ihrem Studium ins europäi-
sche Ausland gehen, um dort 
zu arbeiten, musste eine Re-
gelung gefunden werden. 
Eine vollständige Vereinheit-
lichung der Studienstruktu-
ren und -inhalte in ganz 
Euro pa, die den Austausch 
letztlich sinnlos machen würde und dem europäischen Motto von 
der »Vielfalt in der Einheit« entgegenstünde, wäre politisch und 
technisch kaum realisierbar. Die europäischen Bildungspolitiker 
sind deshalb dem »Prinzip der wechselseitigen Anerkennung« ge-
folgt.
Ein erster wichtiger Schritt in Richtung einer gegenseitigen Aner-
kennung von Studienabschlüssen wurde durch ein völkerrechtli-
ches Abkommen erreicht, welches im April 1997 in Lissabon vom 
Europarat – dies ist keine Institution der EU, sondern die 1949 ge-
gründete internationale Organisation mit inzwischen 47 europäi-
schen Mitgliedstaaten – und der UNESCO, der Organisation der 
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, un-
terzeichnet wurde. Die Unterzeichnerstaaten verpflichteten sich 
darauf, die Studienabschlüsse der anderen Staaten prinzipiell an-
zuerkennen; diese wechselseitige Verpflichtung sollte dadurch 
erleichtert werden, dass den Abschlusszeugnissen ein englisch-
sprachiges »Diploma Supplement« (dt.: Zeugniszusatz) beigelegt 
wird, aus dem wichtige Informationen zum nationalen Hoch-
schulsystem und zu den mit dem Abschluss erreichten Qualifika-
tionen hervorgehen. Dadurch können die Studienabschlüsse 
leichter verglichen werden.

Am 25. Mai 1997 trafen sich die Bildungsminister Frankreichs, 
Deutschlands, Italiens und Großbritanniens in Paris, um eine 
»Gemeinsame Erklärung zur Harmonisierung der Architektur der 
europäischen Hochschulbildung« zu unterzeichnen. Das nach 
dem Ort der Unterzeichnung als »Sorbonne-Erklärung« bekannt 
gewordene Dokument formulierte drei zentrale Ziele: die unbüro-
kratische Anerkennung von Studienleistungen, die in einem Un-
terzeichnerland erbracht worden sind; die Förderung des Austau-
sches und der Mobilität von Studierenden sowie die Einführung 
eines Kreditpunktesystems (»European Credit Transfer System«, 
ECTS). Dieses ECTS wurde bereits mit dem europäischen Aus-
tauschprogramm »Erasmus« Mitte der 1980er-Jahre entwickelt 
und soll die Anerkennung von Studienleistungen an der Heimatu-
niversität erleichtern, weil der Zeitaufwand, den ein Student im 
Rahmen einer Lehrveranstaltung erbringen muss, in »Leistungs-
punkten« ausgedrückt und dadurch vergleichbar gemacht wer-
den kann. Ein solcher Leistungspunkt entspricht etwa 30 Stunden 
Arbeit, die der Student oder die Studentin zum Beispiel für die 
Vorbereitung und Nachbereitung einer Vorlesung aufwenden 
muss. Für eine einzelne Vorlesung können zum Beispiel sechs 
Leistungspunkte vergeben werden.
Die Initiative der Sorbonne-Erklärung ging zurück auf den franzö-
sischen Bildungsminister Claude Allègre. Das Ziel seiner Initiative 
war es, sich internationale Unterstützung zu organisieren, um die 
innerstaatliche Reformblockade aufzubrechen. Die später in der 

Bologna-Erklärung anvisierten Ziele wie Reform der Studienab-
schlüsse in Richtung eines gestuften Systems (Bachelor, Master, 
Promotion) waren also politische Ziele der nationalen Hochschul-
politik – nicht nur in Frankreich, sondern auch in Deutschland 
und Italien. Großbritannien spielte in diesem Kreis der ersten Un-
terzeichnerstaaten eine Sonderrolle, weil auf der britischen Insel 
– so schien es zunächst – kein Reformbedarf in der Hochschulpo-
litik bestand, da Großbritannien dieses System von gestuften 
Hochschulabschlüssen seit langem besaß, und die Reformer aus 
Frankreich, Deutschland und Italien das angelsächsische System 
als nachahmenswertes und international kompatibles Modell an-
sahen. In Deutschland gehört die Bildungs- und Hochschulpolitik 
nach dem Grundgesetz in den Kompetenzbereich der Länder; die 
Bundesregierung besitzt – von einigen wenigen Bereichen wie 
etwa dem Hochschulbau abgesehen – in formaler Hinsicht keine 
echten legislativen Gestaltungsmöglichkeiten (vgl. Münch 2008). 
Der damalige Bildungs- und Forschungsminister Jürgen Rüttgers 
(CDU) und seine Nachfolgerin Edelgard Bulmahn (SPD) sahen je-
doch in der Pariser Initiative eine willkommene Möglichkeit, als 
Bundespolitiker auf einem fremden Terrain wie der Bildungspoli-
tik, dem ureigenen Kompetenzbereich der Länder, durch eine eu-
ropäische Kooperation politische Handlungsspielräume für den 
Bund zu gewinnen. Über den Umweg über »Europa« sollte also 
die nationale Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Ländern 
neu austariert werden (vgl. Martens/Wolf 2006: 156).
Ein Jahr später war die Sorbonne-Erklärung bereits Geschichte: In 
der ehrwürdigen italienischen Universitätsstadt Bologna gaben 
Bildungsminister aus 29 europäischen Staaten den Startschuss 
für den Bologna-Prozess. Diese am 19. Juni 1999 unterzeichnete 
Erklärung gilt als »Meilenstein auf dem Weg der Realisierung des 
gemeinsamen europäischen Hochschulraumes« (Hennecke 2008: 
11). Die Bologna-Erklärung (| M 2 |) fand breite Unterstützung in 
Europa und wurde auch von Staaten wie Polen oder Estland mit-
getragen, die zum damaligen Zeitpunkt noch nicht Mitglied in 
der Europäischen Union waren. Zu den zentralen Punkten der Er-
klärung gehört neben der Einführung eines gestuften Systems 
von Studienabschlüssen das Diploma Supplement, die Umset-
zung eines Kreditpunktesystems in allen Unterzeichnerstaaten 
sowie die Förderung der Mobilität von Studierenden und die Qua-
litätssicherung an den Universitäten. Die Bildungsminister verab-
redeten, sich im Zweijahresrhythmus zu treffen und die Umset-
zung der Ziele zu überwachen. Dabei erhöhte sich von Treffen zu 
Treffen die Zahl der beteiligten Staaten und auch die Einbindung 
anderer Akteure wie der Europäischen Kommission, aber auch 
der Europäische Gewerkschaftsbund, europäische Arbeitgeber- 
und Studierendenvereinigungen oder auch die für die technische 
Umsetzung verantwortlichen Einrichtungen wie die »European 

Abb. 2 Bildungsminister aus 45 europäischen Staaten auf einem Bologna-Folgetreffen in  Bergen, Norwegen, 2005
 © Sture Nebstad, www.bologna-bergen2005.no
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Association of Quality Assurance« erweiterten den Kreis. Auch 
neue Themen wurden in die Bologna-Agenda aufgenommen: In 
jüngster Zeit wurde der Begriff »Beschäftigungsfähigkeit« (em-
ployability) zu einem neuen Leitbild. Dahinter verbirgt sich die 
Vorstellung, Universitätsabsolventen seien bislang nicht ausrei-
chend für den Arbeitsmarkt vorbereitet. 
Die große Zahl von Erstunterzeichnerstaaten zeigt, dass der Re-
formbedarf in ganz Europa groß war und das Bewusstsein, dass 
die europäischen Universitäten dem internationalen Wettbewerb 
nur durch eine enge Kooperation gewachsen seien, weit verbrei-
tet war. Die Hochschulexpertin Birgit Hennecke beschreibt den 
»Reformstau« in Deutschland so: »Seit den 60er-Jahren basieren in 
Deutschland Überlegungen zur Notwendigkeit einer Studienreform auf 
der Feststellung verschiedener Defizite innerhalb des deutschen Studien-
systems. So krankte dieses oft an zu wenig Struktur der Studienangebote 
und vermittelte zu wenig Orientierung für die Studierenden. Resultat da-
raus waren häufig sehr lange Studienzeiten und hohe Abbrecherquoten, 
in manchen Geisteswissenschaften bis zu 70 Prozent. Auch Qualitätssi-
cherung war kein wesentlicher Schwerpunkt in der deutschen Hochschul-
landschaft. Gerade den neuen Herausforderungen durch steigende 
Studieren denzahlen und immer heterogener werdenden Studienvoraus-
setzungen schien das alte System nicht adäquat begegnen zu können« 
(Hennecke 2008: 12). Als eines der Hauptprobleme erschien den 
Unterstützern des Bologna-Prozesses, wie etwa den Industrie- 
und Unternehmerverbänden, dass Universitätsabschlüsse, die 
»auf einem internationalen Arbeitsmarkt eingesetzt werden soll-
ten, ausschließlich national verliehen, akkreditiert und aner-
kannt« wurden (ebd.). 

Umsetzung des Bologna-Prozesses in Deutschland

Die hochschulpolitischen Reformen aus der jüngsten Zeit sind 
nur zum Teil dem Bologna-Prozess zuzuschreiben: Die deutsche 
Hochschullandschaft aus dem Jahre 2009 hat sich im Vergleich zu 
1999 deutlich verändert: Studiengebühren, Exzellenz-Initiative 
und stärkerer Wettbewerb sind nur einige Stichworte. Die wich-
tigste Neuerung besteht in der schrittweisen Umstellung der tra-
ditionellen Studienabschlüsse Magister, Diplom und teilweise 
auch Staatsexamen auf das zweistufige System von Bachelor (BA) 
und Master, dem ein Doktoratsstudium angeschlossen werden 
kann. Ein Bachelor-Studium dauert in der Regel sechs Semester, 
also drei Jahre. Inzwischen gibt es Überlegungen, das Studium 
auf vier Jahre zu erweitern. Es ist meist stärker praxisorientiert 
und will aber gleichzeitig eine grundlegende Einführung und eine 
Vermittlung der wissenschaftlichen Methoden und der inhaltli-
chen Breite des jeweiligen Studienfaches ermöglichen. Die Prü-
fungen werden studienbegleitend abgelegt, dies soll den Prü-
fungsdruck auf die Studierenden verringern, weil die Examensnote 
nicht von den Abschlussprüfungen ganz am Ende eines Studiums 
abhängt. Bachelor-Studiengänge sind meist so angelegt, dass sie 
in die gesamte thematische Breite eines Faches wie etwa Ge-
schichte oder Politikwissenschaft einführen. Der sich anschlie-
ßende, auf vier Semester angelegte Masterstudiengang ermög-
licht dann eine inhaltliche Vertiefung: So kann zum Beispiel 
jemand nach einem allgemeinen politikwissenschaftlichen Ba-
chelor-Studium, in dem die Methoden und Techniken des Faches 
und die zentralen Themenfelder Politische Systeme, Internatio-
nale Politik und Politische Theorie erlernt wurden, in einem Mas-
terstudium ein Teilgebiet wie etwa Europäische Union oder Inter-
nationale Beziehungen inhaltlich vertiefen und sich darin 
spezialisieren.
In Deutschland wurde die Umsetzung des Bologna-Prozesses von 
Anfang an zum Teil heftig kritisiert (| M 4 |, | M 5 |). Die in der Öf-
fentlichkeit dominierende Kritik steht oftmals in Kontrast zu den 
durchaus positiven Erfahrungen, die die Studierenden mit den 
neuen Strukturen machen (| M 1 |, | M 6 |). Und nicht immer ist die 
Kritik an »Bologna« tatsächlich dem Prozess und seinen Zielvor-
gaben zuzuschreiben. Darauf hat die an der Universität Tübingen 

für Fragen von Studium und Lehre zuständige Prorektorin, Prof. 
Stefanie Gropper, hingewiesen: »Ich denke, dass dem Bologna-Pro-
zess für vieles die Schuld zugeschoben wird, wofür er gar nicht verant-
wortlich ist. Gerade bei der Umstrukturierung wie der Studienreform 
kommen auch alte Probleme zu Tage, die es schon lange gibt, die man 
aber immer wieder unter den Teppich gekehrt hat. Beispielsweise die man-
gelnde Kapazität der kleinen Fächer oder die Tatsache, dass es auch in den 
Magisterstudiengängen schon feste Regelstudienzeiten gab, für deren 
Nichteinhaltung aber die Studierenden verantwortlich gemacht wurden – 
und nicht die fehlende Lehrkapazität oder die Strukturierung der Studien-
gänge. Jetzt müssen wir aber die Studierfähigkeit der Studiengänge und 
die dafür notwendige Kapazität nachweisen, und damit holen uns die ei-
gentlich alten Probleme ein.«
Auch der Anstoß zu den Reformen in Deutschland geht, wie ein-
gangs angedeutet, nur indirekt auf die Bologna-Erklärung zu-
rück. Die damalige rot-grüne Bundesregierung hatte 1998, also 
ein Jahr vor der Unterzeichnung der Bologna-Erklärung, bereits 
eine Änderung des Hochschulrahmengesetzes (HRG) auf den 
Weg gebracht. Das neue HRG erlaubte die probeweise Einfüh-
rung von neuen Studiengängen, die neben den traditionellen Ab-
schlüssen wie Magister und Diplom stehen sollten. Die »Erpro-
bung« von BA- und Masterstudiengängen hätte also nur das 
Studienangebot erweitert und keine Verdrängung der bisherigen 
Studiengänge mit sich gebracht. Deshalb wurde dieser Schritt zu-
nächst von den meisten Hochschulpolitikern als erwünschte 
Neuerung und Erweiterung des Angebots begrüßt. Erst durch die 
»Europäisierung« des Themas kam eine auch von den Befürwor-
tern nicht erwartete Eigendynamik in Gang, die die nachfolgende 
deutsche Reformdiskussion maßgeblich prägte. Denn die Bolo-
gna-Erklärung konnte, obwohl oder gerade weil sie sehr offen 
und vage in ihrer Zielformulierung war, als »Rahmen« (framing) 
genutzt werden, und beeinflusste auf diese Weise die weitere De-
batte und den Fortgang der Reformen – nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in den anderen europäischen Staaten. Der Text der 
Bologna-Erklärung wurde genutzt, »um nationale Ausgestaltun-
gen zu legitimieren, die auf europäischer Ebene nicht schriftlich 
festgelegt sind« (Witte 2006: 22). Vergleicht man die Umsetzung 
des Bologna-Prozesses in Deutschland mit der Situation in an-
deren europäischen Ländern, dann zeigen sich einige Beson-
derheiten, die nicht unmittelbar mit der Bologna-Erklärung zu-
sammenhängen: Das Bachelor-Studium soll zu einem ersten 
»berufsqualifizierenden« Abschluss führen; dies hat Konsequen-
zen für die Gestaltung der Studienprogramme in den einzelnen 
Fächern. Auch in geistes- und sozialwissenschaftlichen Fächern 

Abb. 3  Besetzung des Rektorats der Dean of Complutense University, einer 
der größten Universitäten in Madrid, durch Studenten. Der Protest richtete sich 
gegen den Bologna-Prozess mit kürzeren Studienzeiten und Studiengebühren. 
Ähnliche Proteste gab es in Valencia und Barcelona. © AP Photo/Victor R. Caivano
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sollen etwa durch den Besuch von Sprach- und Rhetorikkursen 
und Praktika sogenannte »überfachliche« Qualifikationen oder 
»soft skills« erworben werden, die – so die Idee – die Absolventen 
besser auf einen Berufseinstieg vorbereiten sollen. Dann ist der 
Übergang von einem Bachelor- in ein Masterstudium nicht auto-
matisch möglich, sondern erfordert eine gute BA-Abschlussnote. 
Die Aufnahme als Master-Student wird in der Regel im Rahmen 
eines Bewerbungsverfahrens organisiert. Im Zuge der Bologna-
Diskussion kam es darüber hinaus zu einer Annäherung von Uni-
versitäten und Fachhochschulen (FH) in Deutschland. Damit ist 
die »traditionelle Rollenaufteilung« zwischen Universitäten, 
deren Studiengänge stärker theorieorientiert und den FHs, die in 
der Regel eher praxis- und anwendungsorientiert sind, zumindest 
formal aufgehoben (vgl. Witte 2006: 24). Ein bislang unbekanntes 
Element sind sogenannte Akkreditierungsagenturen, die die 
neuen Studiengänge in regelmäßigen Abständen evaluieren. Die-
ses System ist für Universitäten in Deutschland neu und mit 
einem erheblichen Kosten- und Verwaltungsaufwand verbunden. 
Ein Vorteil liegt darin, dass in solchen Akkreditierungsverfahren 
wichtige Hinweise und Verbesserungsvorschläge für die neu ge-
schaffenen Studiengänge gegeben werden können. Denn in der 
Anfangsphase bestand häufig das Problem, dass das Programm 
eines achtsemestrigen Diplom- oder Magisterstudiengangs eins 
zu eins in den Rahmen eines nur auf drei Jahre angelegten BA-
Studiums gedrückt wurde, so dass das neue Programm völlig 
überladen war. Eine weitere Besonderheit liegt in der größeren 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Studienprogramms für 
die Studierenden, denn jede Lehrveranstaltung muss heute sehr 
viel konkreter die Lernziele und Lernschritte formulieren, und 
auch die »Modularisierung« ermöglicht die Darstellung eines 
komplexen Lernprogramms in Einzelschritten, die eng miteinan-
der verzahnt sind und die zudem durch Prüfungsleistungen abge-
schlossen werden. Diese Modularisierung – Kritiker sehen darin 
eine »Verschulung« des Studiums – erhöht auf Seiten der Univer-
sitäten und Institute die Koordinierung des Studienangebots. Es 
muss sichergestellt werden, dass im Semester-Rhythmus auch 
tatsächlich die jeweiligen Module studiert werden können. Bei 
Einsparungen und Stellenkürzungen, mit denen die Universitäten 
konfrontiert sind, ist dies gerade für kleinere Institute und soge-
nannte Orchideenfächer wie zum Beispiel Ägyptologie eine nicht 
immer leicht zu schaffende Aufgabe.
In der Debatte um »Bologna« bestimmen seit jeher zwei Lager die 
Diskussion: Auf der einen Seite stehen die Befürworter, die in den 
Studienreformen die lange vermisste Verbesserung der Studien-
bedingungen und einen Anschluss an »internationale Standards« 
sehen, während die Kritiker und Skeptiker das Humboldt’sche 
Ideal von der Einheit der Forschung und Lehre in Gefahr sehen 
und von »Humboldts Albtraum« (Schultheis u. a. 2008) sprechen. 
Was in der öffentlichen Debatte häufig jedoch untergeht, ist die 
Tatsache, dass »Bologna« für den damit einhergehenden Umbau 
der traditionellen deutschen Universität nur der Rahmen war, den 
deutsche Hochschulpolitiker benutzt haben, um die seit langem 
diskutierten und nicht zu bestreitenden Probleme an deutschen 
Universitäten unter dem Leitbild einer »Europäisierung« und in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit anzugehen. Dass viele Kriti-
ker »Europa« und »Brüssel« verantwortlich machen für den Umbau 
und gar nicht so sehr die nationale Hochschulpolitik, dürfte den 
nationalen Bildungspolitikern dabei gar nicht so unrecht sein. 
Dass darüber hinaus manche Neuerungen, die unter der Über-
schrift »Bologna« liefen, inzwischen wieder zurückgenommen 
werden, zeigt, dass der Reformprozess an den Hochschulen zu 
einer Daueraufgabe werden könnte – dies ist durchaus im Sinne 
der neuen hochschulpolitischen Steuerungsinstrumente wie 
»Zielvereinbarungen«, die sich von einer permanenten Überprü-
fung des »Output«, also etwa den eingeworbenen Drittmitteln, 
den Veröffentlichungen der Professoren/innen in renommierten 
Fachzeitschriften und der Zahl der erfolgreich abgeschlossenen 
Prüfungen, den Anschluss an die internationalen Spitzenuniversi-
täten versprechen.
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MATERIALIEN

M 1  »Wer auf Bachelor studiert, hat es besser«

Christoph Ploss, 23, studiert im fünften Semester Geschichte und Politik 
auf Bachelor an der Universität Hamburg: 
Mein Studium ist ein Fulltimejob – und das ist vollkommen okay 
so. Schließlich habe ich mich bewusst dafür entschieden, und 
meine beiden Fächer machen mir Spaß. (…) Dass man neben der 
Lernerei zu nichts anderem mehr kommt, seit das europäische 
Studiensystem eingeführt wurde, stimmt nicht. Sicher: Man muss 
seine Tage schon effektiv planen – aber mit etwas Zeitmanage-
ment gelingt es auch im straff organisierten Bachelorstudium, 
seinen Interessen und Verpflichtungen nachzugehen. Neben 
einem Studentenjob bleibt mir jedenfalls immer noch ausrei-
chend Zeit, um ein politisches Mandat auszuüben, nebenbei 
Sprachen zu lernen und Sport zu treiben. (…) Die Konzeption der 
neuen Studiengänge gefällt mir auch deshalb so gut, weil sie 
enge Bezüge zur Arbeitswelt vorsehen. Ein sechswöchiges Prakti-
kum, das ich gerade absolviere, ist in mein Studium schon integ-
riert und bringt mir wertvolle Kreditpunkte ein. Sogenannte 
ABK-Kurse schulen uns in Projektmanagement und anderen be-
rufsqualifizierenden Fähigkeiten – speziell für Geisteswissen-
schaftler. Und meine Noten fließen vom ersten Semester an in die 
Endnote ein. Das erzieht uns Bachelorstudenten zu einer strin-
genten und zielorientierten Arbeitshaltung – und macht uns mei-
ner Meinung nach vielen Diplom- und Magisterstudenten überle-
gen. Wenn jemand behauptet, dass wir ein Schmalspurstudium 
absolvieren, kann ich nur lachen. (…) Meine Kurse und Seminare 
sind nach wie vor streng wissenschaftlich ausgerichtet. Innerhalb 
der Pflichtmodule habe ich etliche Wahlmöglichkeiten, die mir 
eine individuelle Studienausrichtung ermöglichen. Und letzten 
Endes soll der Bachelor ja auch nur ein erster berufsqualifizieren-
der Abschluss sein. Ich habe mehrere Freunde, die nach drei Jah-
ren froh sind, ein Traineeprogramm in der Wirtschaft zu belegen, 
schon erstes eigenes Geld zu verdienen. Später wollen sie weiter-
studieren. […] Auch in Sachen Mobilität bin ich zufrieden mit dem 
neuen System: Wenn ich weiter gute Noten schreibe, kann ich 
zum Masterstudium nach Berlin wechseln. Und einen dreimonati-
gen Italienaufenthalt lege ich direkt nach der Bachelor-Thesis ein. 
Passt doch alles. Mein Fazit? Wer ein Ziel vor Augen hat, muss sich 
von den aktuellen Debatten über die angeblichen oder tatsächli-
chen Unzulänglichkeiten des neuen Systems nicht verrückt ma-
chen lassen – und sollte einfach selbstbewusst seinen Weg gehen.

Aus: DIE ZEIT, 30.10.2008, Nr. 45.

M 3  Gemeinsame Erklärung der Europäischen Bildungs-
minister, 19. Juni 1999, Bologna 

Die Bologna-Erklärung, eine rechtlich unverbindliche Absichtserklärung, 
wurde am 19.6.1999 von Ministern und Regierungsvertreter aus 29 euro-
päischen Staaten unterzeichnet und gab den Startschuss für den Bologna-
Prozess. Neben Mitgliedstaaten der EU haben auch einige Staaten unter-
zeichnet, die erst im Mai 2004 der Europäischen Union beigetreten sind:
Wir bekräftigen unsere Unterstützung der in der Sorbonne-Erklä-
rung [vom 25. Mai 1998] dargelegten allgemeinen Grundsätze, 
und wir werden unsere Maßnahmen koordinieren, um (…) die fol-
genden Ziele, die wir für die Errichtung des europäischen Hoch-
schulraumes und für die Förderung der europäischen Hochschu-
len weltweit für vorrangig halten, zu erreichen: (1) Einführung 
eines Systems leicht verständlicher und vergleichbarer Ab-
schlüsse, auch durch die Einführung des Diplomzusatzes 
(Diplo ma Supplement) mit dem Ziel, die arbeitsmarktrelevanten 
Qualifikationen der europäischen Bürger ebenso wie die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Hochschulrau-
mes zu fördern. (2) Einführung eines Systems, das sich im wesent-
lichen auf zwei Hauptzyklen stützt: einen Zyklus bis zum ersten 
Abschluss (undergraduate) und einen Zyklus nach dem ersten Ab-
schluss (graduate). Regelvoraussetzung für die Zulassung zum 
zweiten Zyklus ist der erfolgreiche Abschluss des ersten Studien-
zyklus, der mindestens drei Jahre dauert. Der nach dem ersten 
Zyklus erworbene Abschluss attestiert eine für den europäischen 
Arbeitsmarkt relevante Qualifikationsebene. Der zweite Zyklus 
sollte, wie in vielen europäischen Ländern, mit dem Master und/
oder der Promotion abschließen. (3) Einführung eines Leistungs-
punktesystems – ähnlich dem ECTS [= European Credit Transfer 
System] – als geeignetes Mittel der Förderung größtmöglicher 
Mobilität der Studierenden. Punkte sollten auch außerhalb der 
Hochschulen, beispielsweise durch lebenslanges Lernen, erwor-
ben werden können, vorausgesetzt, sie werden durch die jeweili-
gen aufnehmenden Hochschulen anerkannt. (4) Förderung der 
Mobilität durch Überwindung der Hindernisse, die der Freizügig-
keit in der Praxis im Wege stehen, insbesondere für Studierende: 
Zugang zu Studien- und Ausbildungsangeboten und zu entspre-
chenden Dienstleistungen sowie für Lehrer, Wissenschaftler und 
Verwaltungspersonal: Anerkennung und Anrechnung von Aus-
landsaufenthalten zu Forschungs-, Lehr- und Ausbildungszwe-
cken, unbeschadet der gesetzlichen Rechte dieser Personen-
gruppen.

© Europäische Kommission

M 4  Empfehlung des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18.12.2006 zu Schlüsselkompetenzen für 
lebens begleitendes Lernen

Die Globalisierung stellt die Europäische Union vor immer neue 
Herausforderungen, so dass alle Bürger eine breite Palette an 
Schlüsselkompetenzen benötigen, um sich flexibel an ein Umfeld 
anpassen zu können, das durch raschen Wandel und starke Ver-
netzung gekennzeichnet ist. Bildung mit ihrer doppelten – so-
wohl sozialen als auch wirtschaftlichen – Rolle spielt eine ent-
scheidende Rolle bei der Gewährleistung, dass die Bürger 
Europas die Schlüsselkompetenzen erwerben, die sie benötigen, 
um sich diesen Veränderungen flexibel anpassen zu können. (…) 
In diesem Zusammenhang sind die wichtigsten Ziele des Refe-
renzrahmens, (1) die Schlüsselkompetenzen zu ermitteln und zu 
definieren, die in einer Wissensgesellschaft für persönliche Ent-
faltung, aktive Bürgerschaft, sozialen Zusammenhalt und Be-
schäftigungsfähigkeit nötig sind; (2) die Bemühungen der Mit-
gliedstaaten [der Europäischen Union] zu unterstützen, dass 
junge Menschen nach der Grundbildung und Ausbildung die 
Schlüsselkompetenzen erworben haben, die sie für das Erwach-
senenleben rüsten und eine Grundlage für das weitere Lernen 

M 2  Erasmus – Studenten aus 5 verschiedenen Nationen in Groningen, Nieder-
lande. Erasmus ist ein Programm der Europäischen Union, um die Mobili-
tät von Studentinnen und Studenten in Europa zu fördern
 © cocoinzenl, www.flickr.com
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sowie das Arbeitsleben bilden, und dass Erwachsene ihre Schlüs-
selkompetenzen ein Leben lang weiterentwickeln und aktualisie-
ren können; (…). Kompetenzen sind hier definiert als eine Kombi-
nation aus Wissen, Fähigkeiten und Einstellungen, die an das 
jeweilige Umfeld angepasst sind. Schlüsselkompetenzen sind 
diejenigen Kompetenzen, die alle Menschen für ihre persönliche 
Entfaltung, soziale Integration, Bürgersinn und Beschäftigung 
benötigen. Der Referenzrahmen umfasst acht Schlüsselkompe-
tenzen: (1) Muttersprachliche Kompetenz (2) Fremdsprachliche 
Kompetenz (3) Mathematische Kompetenz und grundlegende 
naturwissenschaftlich-technische Kompetenz (4) Computerkom-
petenz (5) Lernkompetenz (6) Soziale Kompetenz und Bürger-
kompetenz (7) Eigeninitiative und unternehmerische Kompetenz 
(8) Kulturbewusstsein und kulturelle Ausdrucksfähigkeit.

Amtsblatt der Europäischen Union, L 394/10, 30.12.2006, Anhang

M 5  Kritik am Bologna-Reformprozess:

Die Bilanz der Bologna-Reform ist ernüchternd: Die deutschen 
Studiengänge sind – von wenigen Ausnahmen abgesehen – nicht 
internationaler geworden, sondern provinzieller, die Abbrecher-
quote ist höher als zuvor (21 Prozent); die Tendenz zur Sesshaftig-
keit unter Studenten wie Hochschullehrern ist gestiegen und 
straft alles Gerede von mehr Mobilität Lügen. Weil viele Universi-
täten die Verkürzung der Studienzeit bis zum Bachelor-Abschluss 
als Sparmodell betrachtet haben, hat sich in vielen Fächern die 
Betreuungsquote verschlechtert (150 Studenten auf einen Hoch-
schulprofessor soll es noch immer geben). Die Hochschullehrer 
klagen über ermüdende Kommissionssitzungen und ständige 
Studienreformen und halten Bologna für überflüssig und studien-
hinderlich.

Heike Schmoll: »Für die Hochschullehre«, in: FAZ vom 15.09.2008, S. 10

M 6  Kritik aus Sicht von Studierenden

In der Vergangenheit waren die einzelnen Mitglieder der Hoch-
schulen – Studierende, wissenschaftliche und andere Angestellte 
sowie Professorinnen und Professoren – auf verschiedenen Ebe-
nen an fast allen Entscheidungen beteiligt und haben so die Ent-
wicklung der Hochschulen maßgeblich mitgestaltet. Die Struktu-
ren dieser Mitbestimmung sind ersetzt worden durch eine 
zentrale Entscheidungsstruktur, in der die Leitung der Hoch-
schule nicht durch die akademische Gemeinschaft, sondern vor-
wiegend durch externe, in der Regel aus der Industrie und Wirt-
schaft kommende Aufsichtsratsmitglieder gewählt wird.
Damit wird der Situation Rechnung getragen, dass die Aufgaben 
der Hochschulleitungen sich durch die Änderung der Finanzie-
rungsstrukturen ebenfalls signifikant geändert haben. Bei der 
Aushandlung von Zielvereinbarungen sind die Hochschulen als 
Landeseinrichtungen abhängig von ihrem Verhandlungspartner, 
dem Ministerium. Dabei kommen Aufgaben auf die Hochschulen 
zu, die noch vor einigen Jahren undenkbar gewesen wären und 
die über ihre eigentliche Arbeit als wissenschaftliche Arbeit weit 
hinausgehen. Eine solche Aufgabenänderung rechtfertigt jedoch 
keinen Demokratieabbau jenseits der reinen Außenvertretungs-
funktion. Die hochschulinterne Demokratie wird jedoch gemein-
hin als ineffizient und handlungsunfähig angesehen. Für For-
schung und Lehre hat das fatale Auswirkungen: Entscheidungen 
über die Einrichtung und Aufhebung von Studiengängen, die Be-
rufung von freien Professuren oder die Einrichtung von Stellen für 
wissenschaftliche Angestellte erfolgen nicht mehr nach rein wis-
senschaftlichen Gesichtspunkten, sondern auf Grundlage des 
scheinbar besten materiellen Nutzens.

Christian Berg und Regina Weber: Hochschulreform aus studentischer Perspektive, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, 48/2006, S. 15f.

M 8  Erfahrungen einer Bachelor-Studierenden:

Was halten Tübinger Studierende vom Bachelor-Studium? Die 
attempto!-Redaktion hat nachgefragt.
Sarah Witzke, im dritten Semester Soziologiestudentin mit Ne-
benfach BWL, fühlt sich im Bachelor-Studium weit weg von der 
Schule: »An der Uni ist man viel mehr auf sich selbst gestellt. Man teilt 
sich die Arbeit selbständig ein und muss entscheiden, wie viel Zeit man 
investieren will, um wichtige Dinge wirklich vollständig zu verstehen.« 
Hilfreich seien in der Soziologie die zahlreichen Tutorien zu den 
Vorlesungen: »Dadurch kann man wirklich intensiv in die Texte einstei-
gen und erhält gleichzeitig Orientierungshilfe.« Im Semester ist die Ar-
beitsbelastung teilweise sehr hoch, wenn es viele Klausuren gibt. 
»Aber zu schaffen ist es gut, und in den Semesterferien ist Zeit, um inter-
essante Themen selbst zu vertiefen«, meint Witzke. Apropos Prüfun-
gen: Sarah Witzke hat bisher nur Klausuren mit Multiple-Choice-
Fragen kennengelernt. Damit ist sie nicht unbedingt glücklich: 
»Man muss sich zwischen drei vorgegebenen Antworten entscheiden, 
hätte selbst aber eine Definition ganz anders formuliert. Da muss man 
versuchen zu erschließen, welche Antwort der Professor erwartet.« Inso-
fern freut sie sich jetzt auf Seminare, in denen es auch Referate und Haus-
arbeiten geben wird. […] Und die Perspektiven? Prinzipiell will die 
Soziologiestudentin auch den Master noch dranhängen, wird sich 
jedoch nach dem Bachelor auch für Jobs bewerben. »Wenn ein inte-
ressantes Angebot dabei ist, kann ich mir gut vorstellen, auch gleich ins 
Berufsleben einzutreten.«

Aus: attempto! Forum der Universität Tübingen, Oktober 2008, S. 10.

M 7  Proteste spanischer Studentinnen und Studenten gegen die mit dem 
Namen Bologna-Prozess verbundene Hochschulreform
 © gulserendipity, flickr, 12.12.2008
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AKTUELL IN DER DISKUSSION: DER AMOKLAUF VON WINNENDEN 

Trauer und Bestürzung über den 
 Amoklauf an der Albertville-Realschule
JÜRGEN KALB

ist der 17-jährige Täter wohl von einem der Polizisten am Bein ver-
letzt worden. Daraufhin soll sich der Amokläufer selbst erschos-
sen haben.
Der Amokläufer kommt aus Leutenbach, einem Nachbarort von 
Winnenden. Er hat im vergangenen Jahr an der Albertville-Real-
schule seinen Abschluss gemacht und galt nach Angaben der 
Schulrektorin Astrid Hahn als völlig unauffällig. Er war ein erfolg-
reicher Tischtennisspieler, einmal sogar baden-württembergi-
scher Vizemeister der Jugend. Laut Polizei hat es für den Amok-
lauf offenbar keine Anzeichen gegeben. Nichts weist bis jetzt auf 
mögliche Motive im schulischen Umfeld des Jugendlichen hin, 
der nach dem erfolgreichen Realschulabschluss eine Ausbildung 
begonnen hat. Als auffallend bezeichnet die Polizei die Tatsache, 
dass unter den Opfern in der Schule elf weibliche Personen sind, 
allerdings nur ein Junge. Die Waffe, die der 17-Jährige benutzt hat, 
stammt aus dem Schlafzimmer des Vaters, ebenso wie die Muni-
tion für weit mehr als 100 Schuss, die der Täter bei sich hat und die 
laut Polizei darauf hinweist, dass er ohne das schnelle Eingreifen 
der Beamten »noch viel mehr angerichtet hätte«. Der Vater ist als 
Schütze legal im Besitz mehrerer Waffen. In Winnenden sind 
neben den Einsatzkräften sofort Interventionsteams vor Ort, die 
Mitschüler, Lehrer und Eltern betreuen. Anlaufstellen für be-
sorgte Eltern werden eingerichtet. (…)
 Als bei einer Pressekonferenz in Winnenden das gesamte Ausmaß 
des Geschehens in Winnenden und in Wendlingen klar wird, sind 
in der Winnender Schulturnhalle auch Ministerpräsident Günther 
Oettinger und seine Minister Helmut Rau, Ulrich Goll und Heri-
bert Rech am Ort des Amoklaufs angekommen. Völlig unfassbar 
nennen sie den Tod der insgesamt 16 Menschen und versichern, 
dass den Betroffenen und Angehörigen alle Hilfe geboten werden 
soll, die irgend möglich ist. Rech bekundet zudem seine Ratlosig-
keit angesichts dieser Tat: »Es zeigt uns, dass manche Jugendliche 
eine doppelte Identität haben.« Die Schule bleibt während der 
kommenden Tage geschlossen. Am Mittwoch versammelten sich 
Dutzende vor der Realschule zu einer Mahnwache.

© Harald Beck, StZ 12.3.09, S. 1

Angesichts der schrecklichen Tat des 17-jährigen Tim K.  
in seiner ehemaligen Realschule am 11. März 2009 in Win-

nenden blickt die ganze Weltöffentlichkeit auf die schwäbi-
sche Kleinstadt. Wie war das möglich? Noch liegt die Tat, 
 liegen Trauer und Bestürzung zu nahe, um eingehendere Ana-
lysen und Hintergründe, gar didaktisch aufgearbeitet, prä-
sentieren zu können. Dennoch hat sich die Redaktion von 
»Deutschland & Europa« entschlossen, aus diesem aktuellen 
Anlass erste Pressestimmen dazu zu präsentieren, spiegeln 
sie doch nicht nur eine große weltweite Anteilnahme, sondern 
auch eine reflektierte Auseinandersetzung mit der Materie in 
der seriösen Medienlandschaft wider. Auch schnelle Vorverur-
teilungen sind eher selten. SPIEGELonline schreibt gar von der 
Albertville-Realschule: »Die Schule war spitze. Es gibt Streit-
schlichter, eine Sozialarbeiterin und eine engagierte Direkto-
rin.« (13.3.09) Sicher war der Täter gekränkt, sicher müssen 
Ursachen in der Psyche des Jungen, bei den Eltern und im 
schulischen Umfeld gesucht werden. Diese sind dabei ebenso 
zu untersuchen wie die immer wiederkehrende Frage, welche 
Rolle Gewalt in unseren Medien und speziell bei Computer-
spielen, z. B. bei den sogenannten Egoshootern, spielen und 
wie ihr beizukommen ist. Dabei kommt es vielleicht noch 
mehr als sonst aufs gegenseitige Zuhören an. Die Bestürzung 
und Anteilnahme war europa- und weltweit.

M 1 Amoklauf in Winnenden

Beim Amoklauf in seiner ehemaligen Schule hat ein 17-Jähriger 
gestern 15 Menschen getötet und sich selbst erschossen. Die Tat 
hat bundesweit und international Entsetzen ausgelöst. »Unsere 
Gedanken sind bei den Opfern und ihren Familien«, sagte Bun-
despräsident Horst Köhler. Die Polizeigewerkschaft forderte, 
Schulen besser vor Angreifern zu sichern.
Grausige Szenen haben sich gestern in der Albertville-Realschule 
in Winnenden im Rems-Murr-Kreis abgespielt. Gegen 9.30 Uhr 
betritt dort ein ehemaliger Schüler bewaffnet das Schulgebäude, 
er geht offenbar gezielt durch mehrere Klassenräume und schießt 
auf völlig überraschte Schüler und Lehrer. Neun Jugendliche im 
Alter von 15 und 16 Jahren und drei Lehrerinnen – darunter eine 
nur für vier Wochen nach Winnenden beorderte Referendarin – 
liegen tot in den Räumen der Schule, als wenige Minuten später 
die ersten Polizisten den Ort des Amoklaufs erreichen. Sieben 
Schüler sind verletzt. Der Täter schießt noch auf die Beamten und 
flüchtet. Dabei erschießt er im Park nahe dem Winnender Schloss 
einen Passanten. Der Mitarbeiter des nahe gelegenen Zentrums 
für Psychiatrie ist wohl ein Zufallsopfer des Amokläufers. Im 
Ortszentrum von Winnenden zwingt der 17-Jährige einen Auto-
fahrer, ihn in seinem Wagen zunächst in Richtung A 81 zu fahren. 
Angesichts eines Staus ordnet er an, über Tübingen zurückzufah-
ren. Während in Winnenden Hunderte von Einsatzkräften die 
Stadt praktisch komplett abriegeln und mit Hubschraubern und 
zahllosen Einsatzteams bis gegen Mittag nach dem flüchtigen 
Amokläufer suchen, setzt dieser seine blutigen Taten in Wendlin-
gen (Kreis Esslingen) fort. Beim Stopp auf einem Grünstreifen 
kann die Geisel flüchten, der 17-Jährige setzt seinen Weg zu Fuß 
fort. In einem Autohaus erschießt er einen Kunden und einen Mit-
arbeiter während eines Verkaufsgesprächs. Zwei Polizisten in Zivil 
werden beim Autohaus sofort angegriffen und schwer verletzt. 
Sie sind inzwischen außer Lebensgefahr. Bei dem Schusswechsel 

M 2  Zwei Tage nach dem verheerenden Amoklauf liegen Blumen und Kerzen 
vor der Albertville-Realschule in Winnenden © Norbert Försterling, dpa
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M 3 Die Spuren der Verzweiflung

Am Tag danach schien ein wenig Licht in die dunkle Gedanken-
welt des jungen Täters gekommen zu sein, aus der heraus er seine 
Bluttaten begangen hat. Baden-Württembergs Innenminister 
Heribert Rech verkündet am Donnerstag Ergebnisse der Ermitt-
lungen. Jetzt steht fest: Tim Kretschmer litt unter Depressionen. 
Bei der Durchsuchung des Elternhauses wurde in seinem Zimmer 
der Bescheid für den Wehrdienst gefunden. Daraus geht hervor, 
dass Tim letztes Jahr über einen längeren Zeitraum wegen einer 
psychischen Erkrankung in stationärer Behandlung war. Danach 
sollte er in der psychiatrischen Klinik von Winnenden ambulant 
betreut werden – also in jenem Krankenhaus neben der Schule, 
vor dem er auf der Flucht noch einen Mann tötete. Er hat sich 
nicht mehr gemeldet dort. Tim, das steht nun auch fest, war den 
Umgang mit Schusswaffen gewohnt: Sein Vater ist Mitglied im 
Schützenverein in Leutenbach. Daheim im Waffenschrank ver-
wahrte er laut Polizei zehn Gewehre und zwei Revolver unter-
schiedlicher Kaliber. Die Tatwaffe lag offenbar ungesichert im 
Schlafzimmer. Es soll sogar einen Schießstand im Keller gegeben 
haben. Insgesamt 4600 Schuss Munition stellte die Kripo im El-
ternhaus sicher, möglicherweise sei Tim an die Zahlenkombina-
tion für den Tresor herangekommen, sagt Rech. In seinem Zim-
mer fand man Softair-Pistolen an der Wand. Das Schießen lernte 
er zusammen mit seinem Vater auch im einen Kilometer entfern-
ten Schützenhaus in Leutenhausen, wo er gelegentlich als soge-
nannter Gastschütze üben durfte. Die Wirtin des Vereinslokals 
beschreibt ihn als unauffällig, ruhig und lieb. Und dann sah es 
noch so aus, als würde ein weiterer Vorgang Einblick in die Seele 
des 17-jährigen Amokläufers von Winnenden geben. Innenminis-
ter Rech berichtet, es habe eine Ankündigung des fürchterlichen 
Plans in einem der Chatrooms für Jugendliche gegeben. Demnach 
war es genau 2.45 Uhr in der Nacht auf Mittwoch, als Tim Kretsch-
mer das Massaker im Internet ankündigt: »Scheiße Bernd, es 
reicht mir, ich habe dieses Lotterleben satt, immer dasselbe, alle 
lachen mich aus, niemand erkennt mein Potential. Ich meine es 
ernst Bernd – ich habe Waffen hier und ich werde morgen früh an 
meine frühere Schule gehen und mal so richtig gepflegt grillen. 

Vielleicht komme ich ja auch davon. Haltet die Ohren offen. 
Bernd, ihr werdet morgen von mir hören. Merkt euch nur den 
Namen des Orts: Winnenden. Und jetzt keine Meldung an die Po-
lizei; keine Angst, ich trolle nur.«
Man konnte sich vorstellen, dass Tim allein zu Hause in seinem 
Zimmer saß und dieses schrieb. Sechs Stunden später wird er in 
den Bus nach Winnenden steigen, mit der Pistole seines Vaters 
und gut zweihundert Schuss Munition. Er wird zur Albertville-Re-
alschule fahren und auf jeden schießen, der sich ihm in den Weg 
stellt. Am Mittag werden er und 15 weitere Menschen tot sein.
Die Nachricht von seinem Amoklauf wird um die Welt gehen, und 
überall wird nur die eine Frage gestellt: Warum nur hat er das 
getan? Es meldete sich aber auch der Betreiber des Internetfo-
rums »Krautchat« und teilt mit, bei der Ankündigung handle es 
sich um eine mit Photoshop gefertige Fälschung. Bis zum Abend 
wachsen auch bei der Polizei Zweifel an der Echtheit der Ankündi-
gung, und schließlich teilt ein Sprecher mit, auf dem Computer 
Tim Kretschmers habe sich definitiv kein entsprechendes Chat-
protokoll gefunden. Und Innenminister Rech sagt der SZ dazu: 

»Das muss wohl im Nachhinein konstruiert sein.« Ein Mosa-
ikstein im Bild des Täters ist vorläufig herausgebrochen.
Dennoch lässt sich erkennen, Tim Kretschmer hat offenbar 
in zwei getrennten Welten gelebt. Nach außen hin war er ein 
völlig durchschnittlicher Jugendlicher. Zurückgezogen viel-
leicht, aber keinesfalls ein erkennbarer Psychopath. Im Ver-
ein spielte er Tischtennis, wurde sogar zweimal Bezirks-
meister. »Er war nie aggressiv, sondern ruhig«, sagt sein 
früherer Trainer. Seit drei Jahren betrieb er Kraftsport – wie 
viele andere in seinem Alter. Im Sommer schloss er die Real-
schule ab, auch hier war er Mittelmaß, unauffällig. Zuletzt 
besuchte Tim ein Berufskolleg in Waiblingen als Vorberei-
tung für einen kaufmännischen Beruf.
Doch nur die wenigsten Menschen wussten, wie es in ihm 
aussah. Vermutlich litt der Täter an einer gefährlichen Mi-
schung aus Minderwertigkeitsgefühlen und Größenwahn. 
Zu Hause verbrachte er viele Stunden am Computer. Eine 
erste Auswertung der Festplatte ergab, dass er Horrorbilder 
gespeichert hatte, aber in keinem großen Umfang. Auch 
Gewaltspiele wurden entdeckt, doch selbst das halten Kripo 
und Staatsanwaltschaft für nichts Ungewöhnliches. Wo 
doch so viele Jugendliche die Freizeit mit »Counterstrike« 
und ähnlichen Kriegsspielen verbringen, aber trotzdem nie 
jemanden töten würden.
Bittere Erkenntnisse sind das und furchtbare Details. Doch 
viele Fragen bleiben offen, und manche werden vielleicht 
nie beantwortet werden in dieser Stadt, die von der Schre-
ckenstat so schwer gezeichnet ist. 

Sebastian Beck, Bernd Dörries, Süddeutsche Zeitung, 13.3.2009, S. 3

M 5  Polizisten von Sondereinsatzkommandos eilen kurz nach dem Amoklauf 
am 11.3.2009 um 9:30 zum Schulzentrum in Winnenden und sichern die 
Schule  © picture alliance, dpa

M 4 Tatort: Albertville-Realschule Winnenden © picture alliance, dpa
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M 6 Interview mit dem Psychologen Jens Hoffmann

Jens Hoffmann leitet das Darmstädter Institut für Psychologie und Si-
cherheit. Im Gespräch mit Susanne Janssen versucht er eine Annäherung 
an die Hintergründe dieser Tat.

StZ: Was führt einen Täter zu einem Amoklauf?
Hoffmann: Es ist eine Mischung aus kalter Wut, Rache und dem 
Wunsch nach Berühmtheit. Durch seine Tat wird er überall be-
kannt und dadurch unsterblich, das ist für ihn ein erstrebenswer-
tes Ziel.
StZ: Warum wählen Amokläufer oft ihre eigene Schule als Tatort, wie es 
auch in Winnenden der Fall gewesen ist?
Hoffmann: Weil dort meist der Bruch in ihrer Biografie begonnen 
hat. Die Schule wird als Ort des Scheiterns und der Demütigung 
empfunden, selbst wenn das objektiv nicht stimmt – auch der 
17-Jährige hatte ja offensichtlich den Realschulabschluss ge-
schafft. Aber die Täter fühlen sich fast immer von aller Welt unge-
recht behandelt, sie sind als Persönlichkeit meistens sehr leicht 
kränkbar.
StZ: Was empfindet der Täter dabei, warum wählt er diesen Weg?
Hoffmann: In den meisten Fällen geht der Amokläufer kühl und 
kontrolliert vor, er ist ruhig, weil das in uns Menschen angelegt 
ist, wenn wir uns quasi im Jagdmodus befinden. Sicherlich spie-
len auch Allmachtsfantasien dabei eine Rolle, der Täter ist beim 
Amoklauf Herr über Leben und Tod.
StZ: Ist eine solche Tat vorher erkennbar?
Hoffmann: Ja, immer – das haben unsere Fallanalysen von Amok-
läufen aus verschiedenen Ländern ergeben. Wir haben 32 Fakto-
ren identifiziert, die als Warnsignale gelten, wenn sie vorher ge-
häuft auftreten. Dazu gehören zum Beispiel Suizidäußerungen, 
Suizidversuche, Gewaltfantasien, die Identifikation mit anderen 
Amokläufern. Zum Schluss verabschiedet sich der Täter, das steht 
aber schon am Ende dieser Krise. Oft werden diese Warnsignale 
aber nur gegenüber Mitschülern und Freunden ausgesendet, es 
kann sein, dass die Eltern davon am wenigsten mitbekommen.
StZ: Gehören auch bestimmte Computerspiele mit entsprechenden Ge-
waltszenarien oder aus der Fantasy-Welt dazu?
Hoffmann: Nicht unbedingt, viele Jugendliche nutzen diese 
Spiele, ohne je selbst gewalttätig zu werden. Bei Amokläufern 
kommt dazu, dass sie sich mit den Kämpfern übermäßig identifi-
zieren. Auch die Kleidung spielt nur am Rande eine Rolle: Natür-
lich bevorzugen viele Amokläufer dunkle Sachen, wie in diesem 
Fall einen Kampfanzug, aber das allein spielt keine Rolle. Ent-
scheidend ist aber, dass potenzielle Täter andere Amokläufer glo-
rifizieren, sie werden im Internet wie Helden verehrt.
StZ: Gibt es aus Ihrer Sicht überhaupt eine Möglichkeit der Prävention?
Hoffmann: Auf jeden Fall. Die Warnsignale sind meistens auch in 
der Schule erkennbar. Lehrer und Eltern müssen einfach dranblei-
ben. Wichtig ist auch, dass die Schule vernetzt ist mit professio-
nellen Helfern und der Polizei. Den Eltern allein kann dabei oft 
kein Vorwurf gemacht werden; ein Amokläufer hat beispielsweise 
in seinem Tagebuch beschrieben, dass sich seine Mutter immer 
um ihn bemüht hat. Ein Amoklauf steht immer am Ende einer Le-
benskrise, bei der alle individuellen Versuche, sie zu meistern, 
versagt haben. Deshalb müssen Eltern und Lehrer geschult wer-
den, um diese Warnsignale zu verstehen – sie müssen die richti-
gen Fragen stellen. Dazu haben wir ein System entwickelt, das 
gerade an Schulen getestet wird.
StZ: Das heißt, das übliche Schema »männlicher Einzelgänger, Compu-
terfreak, Waffenfan« greift Ihrer Ansicht nach nicht immer?
Hoffmann: Manche Täter sind isoliert, aber nicht alle. Deshalb 
braucht es eine besondere Aufmerksamkeit – auch, um echte 
Drohungen von Trittbrettfahrern zu unterscheiden. Die Faktoren 
fügen sich wie Puzzleteile zusammen.

Stuttgarter Zeitung, 12.3.09, S. 2

M 8  Interview mit dem baden-württembergischen Kultus-
minister Helmut Rau am Tag nach der Tat: 

StN: Herr Rau, nach dem Amoklauf sind viele Schüler, Lehrer, Eltern vol-
ler Furcht und Trauer. Wie können die Schulen dieses Ereignis aufarbeiten?
Rau: Die Schulen können nicht einfach zur Tagesordnung überge-
hen und den Stundenplan abarbeiten. Die Eindrücke sind so tief-
greifend, dass Lehrer und Schüler darüber sprechen und gemein-
sam Antworten suchen müssen. Die Betroffenen erhalten dabei 
Beratung und Unterstützung. Wir werden die Schulen auch bit-
ten, am Tag der Trauerfeier im Unterricht der Opfer zu gedenken.
StN: Auf 17.000 Schüler kommt ein Schulpsychologe in Baden-Württem-
berg. Reicht das denn?
Rau: Wir haben 2007 die Zahl auf fast 114 verdoppelt. Die Schul-
psychologen sind aber nicht die einzigen geschulten Kräfte für 
Problemfälle. Wir haben 1600 Beratungslehrkräfte mit einer be-
sonderen Ausbildung, die die Psychologen entlasten. Diese kon-
zentrieren sich auf schwere psychische Probleme, familiäre 
Schwierigkeiten, schwere Konflikte in den Klassen. Aber ich 
schließe eine weitere Diskussion nicht aus.
StN: Tim K. soll seine Pläne auch im Internet angekündigt haben. Brau-
chen wir eine stärkere Überwachung des Netzes?
Rau: Ich wäre sofort für eine Zensur, wenn dieses Medium, das ja 
auch viele Vorteile hat, zu zensieren wäre. Ich nehme aber an, 
dass sich das Internet immer wieder missbrauchen lässt, um Bot-
schaften zu platzieren, die die Menschheit nicht braucht. Aus 
meiner Sicht sollten problematische Seiten oder Netzwerke, die 
etwa Anleitungen zum Selbstmord oder Gewalttaten geben, aus 
dem Verkehr gezogen werden.
StN: Wie können Jugendliche vor schädlichen Einflüssen durch das Inter-
net geschützt werden?
Rau: Die Eltern müssen noch viel genauer hinsehen, was ihre Kin-
der im Internet machen. Die Kinder steigen nicht in den Schulen, 
sondern zu Hause in die Abgründe des Internets. Da dürfen sich 
Eltern nicht mit einfachen Erklärungen wie Hausaufgaben oder 
Lernspiele zufrieden geben, wenn ihre Kinder stundenlang vor 
dem Computer sitzen. Sie sollten sich dabei von Experten beraten 
lassen.
StN: Gestern wurde auch die Forderung nach mehr Sicherheitsmaßnah-
men wie Metalldetektoren oder Chipkarten laut. Was halten Sie davon?
Rau: Ich bin mir mit dem Innenminister einig, dass wir unsere 
Schulen nicht zu Hochsicherheitstrakten machen können. Um die 
Sicherheit in der Schule zu erhöhen, halte ich gezielte Sicher-
heitsmaßnahmen für denkbar, beispielsweise Videokameras an 
sensiblen Punkten.

Interview: Maria Wetzel, in Stuttgarter Nachrichten (StN), 12.3.2009

M 7   Schüler und Bürger von Winnenden stehen auch noch am Abend des 
12.3.09 sowie an den folgenden Tagen fassungslos vor der Schule und 
 gedenken der Toten © picture alliance, dpa
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Internationale Stimmen

M 9 NRC Handelsblad – Niederlande

Die Tageszeitung NRC Handelsblad fragt sich, wie man einen Amoklauf 
wie den im süddeutschen Winnenden verhindern könnte:
»Ist dieses Phänomen ein Nebenprodukt der bindungslosen Ge-
sellschaft, in der solche geschädigten jungen Menschen unbe-
merkt bleiben? Welche Rolle spielen die zahllosen Inspirations-
quellen in den neuen Medien? Kann man solche Entgleisungen 
verhindern? … Intervention und Therapie können eine Lösung 
sein. Dabei kann man am besten auf Strategien zur Verhinderung 
von Selbstmorden unter Jugendlichen zurückgreifen. Und natür-
lich auf das Zurückdrängen des Waffenbesitzes. Die schlichte 
Wahrheit ist, dass solche Todesfantasien nicht realisiert werden 
können, wenn Waffen Mangelware sind. Waffen üben auf Jugend-
liche eine große Anziehungskraft aus. Nach Schwarzfahren und 
Vandalismus ist Waffenbesitz das häufigste Delikt in dieser 
Gruppe. Der Täter von Winnenden nahm die legale Waffe seines 
Vater aus dem Schlafzimmer mit. Zahlen aus dem Jahre 2005 zei-
gen, dass in den Niederlanden rund 40.000 illegale Waffen im 
Umlauf sind. Dieses Übel muss beseitigt werden.« 

NRC Handelsblad, Niederlande, 13.03.2009

M 10 Gazet van Antwerpen – Belgien

Der Amoklauf von Winnenden sei kein Einzelfall, bemerkt die flämische 
Tageszeitung Gazet van Antwerpen: 
»Nicht nur die Aktien der Banken sind in einer tiefen Krise, auch 
ein Menschenleben scheint viel weniger wert zu sein als vor rund 
einem Vierteljahrhundert. Vor allem Jugendliche tun sich selbst 
und anderen im Jahr 2009 Dinge an, die damals undenkbar waren. 
Das Phänomen, das vorgestern Deutschland und den Rest der 
Welt entsetzte, schockte uns erstmals vor zehn Jahren, als zwei 
Teenager an der Columbine High School in Littleton, Colorado [in 
den USA], ein Blutbad mit 13 Toten anrichteten. Das Motiv? Wir 
wissen es nicht, denn die Täter begingen Selbstmord. … Es fällt 
eine Parallele zwischen solchen Fällen exzessiver Gewalt auf: Nie-
mand hat die Anzeichen gesehen. Die Täter sind oft sehr unauffäl-
lige Jungen, deren Umgebung sie nicht für so etwas fähig hält. 
Was können wir daraus lernen? Vielleicht, dass wir alle besser hin-
schauen müssen, mehr mit den Jugendlichen in unserer Umge-
bung reden und ihnen vor allem besser zuhören müssen.« 

Gazet van Antwerpen, Belgien, 13.03.2009

M 11 El País – Spanien

Nach dem Amoklauf in Winnenden schreibt die spanische Tageszeitung El 
País: 
»Der Gebrauch von Waffen muss natürlich verboten oder sehr 
streng eingeschränkt werden. Es ist schwer verständlich, warum 
der Terror des Tötens ohne Ziel oder Sinn, der sich in den USA 
durch den freien Verkauf von Waffen erklärt, auch europäische 
Länder angesteckt hat. Aber es ist offensichtlich, dass eine der 
Erklärungen im Dämon der Waffen liegt. Alles, was die Gesell-
schaft unternimmt, um deren Gebrauch zu verhindern, erspart 
sie sich an Verbrechen.« 

El País, Spanien, 13.03.2009

M 13 Ursachenforschung in den USA

Nun wird es wieder viele Antworten geben, und man kennt sie 
schon gut: Computerspiele und das Fernsehen sind schuld an den 
Amokläufen, weil sie Bilder der Gewalt ins Wohnzimmer liefern. 
Die Gesellschaft ist schuld, weil sie sich an diesen Bildern be-
rauscht. Die Lehrer und Mitschüler sind schuld, weil sie die Alarm-
signale nicht bemerkt haben. Die Eltern sind schuld, denn ein 
Kind guter Eltern bringt keine Menschen um. Die Antworten 
haben auch einen psychologischen Zweck, sie sollen eine im Kern 
unerklärbare Tat erklären. Was aber, wenn es gar keine plausible 
Antwort gäbe?
Genau dies macht ein Buch so beunruhigend, das im Jahr 2006 
die Bestsellerlisten eroberte. In »Wir müssen über Kevin reden« 
erzählt die US-Journalistin Lionel Shriver von der Mutter des Jun-
gen Kevin, der kurz vor seinem 16. Geburtstag sieben Mitschüler, 
seine Englischlehrerin und eine Cafeteria-Bedienstete in seiner 
High School mit der Armbrust hinrichtet. Es ist eine fiktive Ge-
schichte, die auf reale Massaker an amerikanischen Schulen wie 
Columbine oder Red Lake Bezug nimmt. Erzählt wird sie in 28 
Briefen der Mutter Eva an ihren Mann – 28 vergebliche Versuche 
sind das, eine Erklärung zu finden für »Donnerstag«, den Tag der 
Tat. Der Roman hat in den USA heftige Debatten um Jugendge-
walt und die elterliche Verantwortung ausgelöst.
Als die Erzählung einsetzt, hat die Gesellschaft Eva bereits schul-
dig gesprochen; nun macht sie sich rückblickend selbst auf Spu-
rensuche: Hätte sie nicht bemerken müssen, was sich anbahnte? 
Ist sie als Mutter für das verantwortlich, was Kevin getan hat? Die 
Briefe schildern den verzweifelten Versuch der Mutter, mit ihrem 
Sohn Kontakt aufzunehmen, der ihr eigentlich fremd geblieben 
ist. Kevin verharrt in seiner Verweigerungshaltung. Er lässt kei-
nen an sich heran, und darum kann auch keiner die Signale lesen, 
die er aussendet. Das Motiv bleibt in diesem verstörenden Buch 
ebenso unklar wie die Schuldfrage. An einem zentralen Problem 
lässt die Autorin jedoch keinen Zweifel: Eltern müssen sich die 
Frage gefallen lassen, ob sie die Verbindung zu ihren Kindern 
nicht viel zu früh verloren haben. 

© Tanja Rest, Die verlorenen Söhne, Süddeutsche Zeitung, 12. März 2009, S. 2

M 12  Titelbild der New York Times vom 12.3.2009 – Der Amoklauf von Win-
nenden als Aufmacher »Teenage Gunman Kills 15 at School in Germany« 
und zentrales Foto © NYT, 12.3.2009
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Die Autorinnen und Autoren

Abb. 1 Von links nach rechts: Nils Bunjes, Europa Zentrum Baden-Württemberg, OStR’in Nicole Reed, Königin-Katharina-Stift-Gymnasium Stuttgart, Wolfgang 
 Berger, LpB, Leiter der Außenstelle Heidelberg, StD Jürgen Kalb, LpB, Elly-Heuss-Knapp-Gymnasium Stuttgart Bad Cannstatt, Florian Setzen, Direktor des Europa Zent-
rums Baden-Württemberg, Dr. Levent Günes, Europa Zentrum Baden-Württemberg, Dr. Karlheinz Dürr, LpB, Fachreferent für Internationales und Europafragen

Abb. 2 Holger-Mi-
chael Arndt, Rechts-
anwalt und Mediator, 
Referent der For-
schungsgruppe Jugend 
und Europa (FGJE) am 
CAP, München

Abb. 3 Dr. Martin 
Große Hüttmann, 
Akademischer Rat am 
Politikwissenschaft-
lichen Institut der 
Universität Tübingen

Abb. 4 Susanne 
Meir, Fachreferentin 
und Onlineredakteurin 
an der LpB Baden-
Württemberg.

Abb. 5 Christian H. 
Roth, M. A., Freier 
 Referent im pbnet – 
Netzwerk für Politik 
und Bildung, 
www.pbnetz.info

Abb. 6 Thomas 
Schinkel, Fachreferent 
bei der LpB Baden-
Württemberg und Re-
ferent am Pb-Netz-
werk für Politik und 
Bildung

Abb. 7 StD Dr. 
Georg Weinmann, 
Dietrich-Bonhoeffer-
Gymnasium Wertheim

Weitere Autoren des Hefts: 
Daniela Detscheva, Sofia, Dozentin für Deutsch und Landeskunde an der Philo-
sophischen Fakultät der St. Kliment-Ochridski-Universität Sofia.
StD i. R. Detlev Hoffmann, Freiburg, CCll-Projekt der EU.
Dana Hruskova, Vizepräsidenten von SGUN (Germanisten- und Deutschlehrer-
verband Tschechien), Pedagogick Centrum Vysocina, Jihlava, Tschechien.

 
Prof. Dr. Richard Kazmarek, Instytut Historii Uniwersytetu Slaskiego, Katowice, 
Polen.
StD i. R. Manfred Kaut, Fellbach, Haus der Geschichte Stuttgart.
Manfred Mack, Deutsches Polen-Institut Darmstadt. 
Stefan Rappenglück, Leiter der Forschungsgruppe Jugend und Europa des Cen-
trums für angewandte Politikforschung (CAP) in München. 
Milena Zbrankov, Pedagogick Centrum Vysocina, Jihlava, Tschechien.

Die Landeszentrale fü r politische Bildung trauert um Profes-
sor Ernst Jung, der am 11. März 2009 verstorben ist. Er hat 
ü ber Jahrzehnte als Fachleiter am Staatlichen Seminar fü r Di-
daktik und Lehrerbildung (Gymnasien) in Esslingen und in der 
Landeszentrale fü r politische Bildung Baden-Wü rttemberg 
Didaktik und Methodik seines Faches im Land belebt und 
weit darü ber hinaus prägend beeinflusst. Er gehörte zu den 
Initiatoren und Gestaltern der Zeitschriften »Politik & Unter-
richt« sowie »Die deutsche Frage im Unterricht«, die nach der 
Wiedervereinigung in »Deutschland und Europa« umbenannt 
wurde. In besonderem Maße widmete sich Ernst Jung - auch 
nach seiner Pensionierung - den Themen der deutschen Ein-
heit und der europäischen Integration.
Die fächerverbindende Kooperation, wie sie besonders in 
»Deutschland und Europa« auch heute noch zum Ausdruck 
kommt, war ihm immer ein Anliegen. Frü her als viele andere 
griff er wirtschaftliche Themen auf, er förderte mit seinem 

Wirken Reisen in die frü here DDR und später in das europäi-
sche Ausland als Anschauungsunterricht der politischen Bil-
dung.
Die herausragenden Verdienste von Ernst Jung um die politi-
sche Bildung wurden 1991 mit der Verleihung des Bundesver-
dienstkreuzes gewü rdigt. Sein geradezu unerschöpflicher 
Ideenreichtum, seine Begeisterung fü r die Sache, sein umfas-
sendes Wissen machten ihn zu einem faszinierenden Lehrer. 
Sein hoher Anspruch und sein enormes Arbeitspensum waren 
stets Verpflichtung und Herausforderung fü r andere zu-
gleich. Seine Inspiration wirkte ansteckend und ist unverges-
sen. Die politische Bildung und insbesondere der Gemein-
schaftskundeunterricht an den Schulen des Landes haben 
Ernst Jung viel zu verdanken. Wir werden ihm ein ehrendes 
Andenken bewahren.
Lothar Frick, Direktor, auch im Namen der Redaktion sowie 
der Beiratsmitglieder von »Deutschland und Europa«

Die Landeszentrale trauert um Professor Ernst Jung
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